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Allgemeines: 
 
Mit großem Interesse hatte der dbb die Ende letzten Jahres vorgelegten Eckpunkte 
zu einem Pflegekompetenzgesetz zur Kenntnis genommen. Aus Sicht des dbb 
muss das Vorhaben der Stärkung der häuslichen Pflege oberste Priorität haben, 
denn nach wie vor sind pflegende Angehörige häufig im Dickicht der unterschied-
lichen Leistungen auf sich allein gestellt: Es hapert an qualifizierter Beratung sowie 
einem individuellen Zusammenschnitt der Leistungen. Mit den im vorliegenden 
Entwurf vorgesehenen Maßnahmen zur Stärkung der häuslichen Pflege wird be-
reits der zweite wichtige Schritt umgesetzt, um die wichtigste Säule der Pflegever-
sicherung zu stärken und nachhaltig zu stützen. Nach der zum 1. Juli 2025 vorge-
sehenen Einführung eines sogenannten gemeinsamen Jahresbetrages, der die 
Leistungen der Kurzzeit- und der Verhinderungspflege zu einem individuellen Jah-
resbudget zusammenfasst, wird nun mit einem Ausbau beziehungsweise der Neu-
einführung von Umwandlungsansprüchen von Sachleistungsbeträgen der 
nächste Schritt vollzogen, die Pflege in der eigenen Häuslichkeit zu stärken. Leider 
wird mit dem vorliegenden Gesetzentwurf die Chance vertan, mit der Einführung 
einer steuerfinanzierten Entgeltersatzleistungen für pflegende Angehörige ein 
wesentliches Projekt aus dem Koalitionsvertrag umzusetzen, welches einen Rie-
senschritt hin zu mehr Wertschätzung und Anerkennung der unermüdlichen Pfle-
gearbeit pflegender Angehöriger bedeutet hätte. 
 
Neben den Maßnahmen zur Stärkung der häuslichen Pflege sollen mit dem nun 
vorgelegten Entwurf eines Pflegekompetenzgesetzes Fakten geschaffen werden, 
die das Berufsbild der Pflegefachkraft weiter aufwerten und die Profession stärken 
sollen. Dennoch dürfen diese Maßnahmen, wie beispielsweise ein Verantwor-
tungszuwachs (der letztendlich das hohe Qualifikationsniveau widerspiegelt), 
nicht isoliert betrachtet werden. Soll eine Schärfung der Vorbehaltstätigkeiten so-
wie ein Zuwachs an Verantwortung tatsächlich auch in der Praxis gelebt werden, 
bedeutet dies nicht zwingend eine Entlastung des Bestandspersonals, sondern 
eben einen weiteren Aufgabenzuwachs in einem ohnehin von Zeitknappheit und 
Personalmangel geprägten Arbeitsumfeld.  
 
So sieht der dbb etwa die vorgesehene Einbeziehung von Pflegefachkräften in die 
Versorgung chronisch erkrankter Menschen in Disease-Management-Program-
men (DMP) kritisch, da es sich schlicht um eine Delegation ärztlicher Leistungen 
handelt, die zwar Ärztinnen und Ärzte entlasten mag, das Pflegepersonal ist jedoch 
zusätzlich belastet und fehlt an anderer Stelle. Hier macht es sich der Gesetzgeber 
aus Sicht des dbb zu einfach, wenn die Verschiebung von Verantwortlichkeiten als 
Lösung des Fachkräftemangels gesehen wird: Die relativ gesehen schlechte haus-
ärztliche Versorgung in ländlichen Regionen lässt sich nicht durch die Einbezie-
hung von Pflegefachkräften in ärztliche Tätigkeiten lösen. Hier bedarf es einer 
grundlegenden Reform; ein erster Schritt wurde mit dem im Versorgungsstär-
kungsgesetz enthaltenen Wegfall der hausärztlichen Budgetierung bereits unter-
nommen. 



 

Seite 3 von 9 
_________________________________________________________ 

 
Stellungnahme 

dbb beamtenbund und tarifunion 

 

 
Sollte an der Delegation ärztlicher Aufgaben festgehalten werden, sind aus Sicht 
des dbb strenge Kriterien anzulegen. Dies betrifft einerseits den Patientenschutz, 
andererseits müssen Pflegefachkräfte aber auch vor Haftungsrisiken und Überbe-
lastung bewahrt werden. In diesem Zusammenhang begrüßt der dbb die in § 11 
Abs. 1a SGB XI neu vorgesehene Verpflichtung der Pflegeeinrichtungen, Konzepte 
für die Delegation von Aufgaben von Pflegefachpersonen auf Assistenz- und Hilfs-
kräfte zu entwickeln und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur Verfügung zu 
stellen. Dies dient dem Schutz der Pflegefachkräfte und wird vom dbb begrüßt. 
 
 
Zu den Regelungen im Einzelnen: 
 
Prävention 
 
Die in § 5 Abs. 1a SGB XI vorgesehene Beratungsmöglichkeit zu präventiven Ange-
boten für Pflegebedürftige in der eigenen Häuslichkeit ist bereits jetzt im Rahmen 
der Pflegebegutachtung gelebte Praxis. 
 
Im Zuge der Begutachtung werden Fragen der Haushaltsführung sowie außer-
häuslichen Aktivitäten mit überprüft. Sie fließen zwar nicht direkt in das Begut-
achtungsergebnis ein, liefern jedoch wichtige Anhaltspunkte für die Beratung zu 
präventiven Maßnahmen sowohl mit Fokus auf die pflegebedürftige Person als 
auch auf die Pflegenden im Sinne einer Verbesserung des Pflegesettings in den ei-
genen vier Wänden. 
 
Der dbb fordert seit Jahren der Prävention stärkeres Gewicht zu verleihen. Unab-
hängig davon, ob es sich um den Bereich der Kranken- oder der Pflegeversicherung 
handelt: Der Grundsatz „Prävention vor Pflege“ und das damit verbundene Bemü-
hen um eine möglichst lange und nachhaltige Gesunderhaltung des Einzelnen 
führt in vielen Fällen - wenn auch nicht zu einer Verhinderung - dann doch zu einer 
Verschiebung der Pflegebedürftigkeit in die Zukunft. Das spart nicht nur Kosten 
für die Pflegeversicherung, sondern bedeutet für die Betroffenen auch einen län-
geren Verbleib in der eigenen Häuslichkeit und damit einen großen individuellen 
Mehrwert.  
 
Folglich begrüßt der dbb die rechtliche Klarstellung in § 5 Abs. 1a SGB XI, tritt durch 
die gewählte Formulierung doch der verpflichtende Charakter der Präventionsbe-
ratung mehr in den Vordergrund. Der mit der Neuregelung intendierte verbesserte 
Zugang zu Leistungen der Krankenkassen zur Prävention nach § 20 Abs. 5 SGB V 
dient einer besseren Verzahnung der Leistungen von Kranken- und Pflegeversiche-
rung und wird vom dbb ebenfalls unterstützt. 
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Zuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung 
 
Der dbb begrüßt die rechtliche Festlegung, dass die Zuschüsse zur Kranken- und 
Pflegeversicherung des pflegenden Angehörigen bei Versterben der pflegebedürf-
tigen Person innerhalb der Pflegezeit bis zum regulären Ende ebendieser weiter 
gezahlt werden. Die bisher unterschiedliche Verfahrenspraxis der einzelnen Pfle-
gekassen führte zu Unsicherheiten, die mit der Klarstellung in § 44a SGB XI nun 
beseitigt werden. 
 
 
Aufgabenerledigung durch Dritte 
 
Mit dem neu geschaffenen § 47b SGB XI soll auch in der Pflegeversicherung eine 
Aufgabenerledigung durch Dritte eingeführt werden, wie es sie schon in der ge-
setzlichen Krankenversicherung gibt (§ 197b SGB V). Aus Sicht des dbb ist dies ab-
zulehnen. Die Verlagerung von Aufgaben der Sozialversicherung auf externe 
Dienstleister mag in manchen Fällen wirtschaftlich sinnvoll sein. In der Praxis – so 
zeigt es die Erfahrung in der GKV – führt dies aber in vielen Fällen dazu, dass gute, 
tarifgebundene Arbeitsplätze in der Sozialversicherung wegfallen bzw. verlagert 
werden auf insolvenzfähige Gesellschaften außerhalb des öffentlichen Rechts, die 
sich – auch preislich zulasten der Beschäftigten – auf dem Markt behaupten müs-
sen. Die Sorge des dbb ist, dass darunter die Qualität der entsprechenden Dienst-
leistungen leidet. Leidtragende sind die Beschäftigten in der Sozialversicherung 
und letztlich die Versicherten. 
 
Zudem kommt es bei der Aufgabenerledigung durch Dritte in der GKV immer wie-
der zu Unstimmigkeiten, welche Aufgaben tatsächlich übertragen werden dürfen 
und welche Kerngeschäft der Krankenkassen bleiben müssen. Ähnliche Kontrover-
sen und Reibungsverluste wären mit Einführung des neuen § 47b in das SGB XI 
auch in der Pflegeversicherung zu befürchten. Die Aufgabenerledigung durch 
Dritte in der Pflegeversicherung sollte daher zurückhaltender gehandhabt und 
nicht noch weiter ausgebaut werden. 
 
 
Aufwertung der Profession 
 
Pflegefachkräfte in Deutschland sind umfassender ausgebildet als ihre Einsatz-
möglichkeiten es vermuten lassen. Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten 
wie zum Beispiel Italien oder Spanien müssen sich Pflegefachkräfte in Deutschland 
nicht verstecken. Dennoch spiegeln die Vorbehaltstätigkeiten der Pflegefachkräfte 
nicht immer den Ausbildungsstand wider, denn es gibt zahlreiche gesetzliche Reg-
lementierungen, die beispielsweise die Übernahme medizinischer Aufgaben ver-
bieten, obwohl diese im Ausbildungsumfang enthalten sind. 
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Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll es künftig auch in Deutschland möglich 
sein, medizinisch delegierbare Tätigkeiten zu übernehmen und Erkrankte zu ihren 
Krankheitsbildern zu beraten, um Pflegerisiken zu minimieren. Bei entsprechender 
Qualifikation sollen Pflegefachkräfte im Rahmen von Disease-Management-Pro-
grammen (DMP) eingesetzt werden. Ein Beispiel wäre die Optimierung der Thera-
pie von Diabetes mellitus oder Bluthochdruck.  
 
Je akribischer Vorbehaltstätigkeiten und Einsatzgebiete von Pflegefachkräften im 
Gesetz konkretisiert sind, desto kleiner werden mögliche Graubereiche, die unter 
Umständen auch zu einem Risiko für das Pflegepersonal werden können. Aus die-
sem Grund begrüßt der dbb im Grundsatz die vorgesehene Profilschärfung sowie 
die Aktualisierung der Vorbehaltstätigkeiten und die Erweiterung und Evaluierung 
der heilkundlichen Leistungen gemäß § 73d SGB XI. 
 
Dennoch sieht der dbb die Gefahr einer überbordenden Bürokratie durch die Viel-
zahl von neu geschaffenen Aspekten und Voraussetzungen. Ein prägnantes Bei-
spiel hierfür ist die Neuregelung in § 17 Abs. 5 SGB XI bezüglich der Richtlinie zur 
Empfehlung von Pflegehilfsmitteln und Hilfsmitteln nach § 40 Abs. 6 SGB XI. Im 
Begründungstext zu § 17a SGB XI heißt es: „Bei der Prüfung des Katalogs an Pfle-
gehilfsmitteln und Hilfsmitteln, die von einer Empfehlung durch Pflegefachperso-
nen umfasst sein können, sollen zukünftig insbesondere die unterschiedlichen 
Qualifikationsniveaus der empfehlenden Pflegefachpersonen Berücksichtigung 
finden“. 
 
Die Regelung ist aus Sicht des dbb zu kleinteilig. Eine durch eine Pflegefachkraft 
ausgesprochene Empfehlung im Hinblick auf ein Pflegehilfsmittel sollte durch das 
hohe Qualifikationsniveau der Pflegefachkraft Bestand haben und nicht durch et-
waige fehlende Zusatzqualifikationen in Frage gestellt werden. 
 
 
Pflegebegutachtung 
 
In § 18e Abs. 6 SGB XI soll im Rahmen eines Modellprojektes ermittelt werden, in-
wieweit in der Versorgung tätige Pflegefachkräfte die Pflegebegutachtung bezie-
hungsweise Elemente daraus übernehmen können und gegebenenfalls welche 
Schulungen hierfür erforderlich sind. Aktuell wird bereits ein Großteil der Begut-
achtungsverfahren durch Pflegefachkräfte vorgenommen. Dies ist dem Grunde 
nach auch nicht zu beanstanden und entlastet die Gutachterinnen und Gutachter 
des medizinischen Dienstes. Keinesfalls darf es jedoch zu einer allgemeinen Sub-
stitution der Gutachterinnen und Gutachter des medizinischen Dienstes durch 
Pflegefachkräfte kommen, da Pflegefachkräfte, die für die Begutachtung abge-
stellt sind und gegebenenfalls besondere Schulungen erhalten, in den regulären 
Einsatzgebieten ihrer Profession fehlen. 
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Aus Sicht des dbb sollte vielmehr evaluiert werden, ob im Falle einer Wiederho-
lungsbegutachtung auf den ambulanten Pflegedienst zurückgegriffen werden 
könnte, der z. B. im Rahmen der Inanspruchnahme der ambulanten Pflegesachleis-
tungen bereits im betroffenen Haushalt pflegerisch tätig ist. 
 
Dies hätte aus Sicht des dbb Charme, denn die pflegebedürftige Person ist bereits 
über längere Zeit bekannt und somit kann auch das Fortschreiten der Pflegebe-
dürftigkeit in die Begutachtung mit einfließen.  
 
 
Stärkung der ambulanten Pflege: 
 
Angebote zur Entlastung im Alltag 
 
Angebote zur Entlastung im Alltag gemäß § 45 SGB XI sollten möglichst nied-
rigschwellig in Anspruch genommen werden können. Mittlerweile haben sich auf 
den Internetseiten der Pflegekassen und privaten Pflegeversicherungsunterneh-
men Informationsangebote etabliert, mit denen entsprechend qualifizierte Ange-
bote einfach gefunden werden können. Leider zeigt sich in der Praxis jedoch, dass 
die Verfügbarkeit von entsprechenden Angeboten (egal ob in urbanen oder ländli-
chen Regionen) vielfach nicht im gewünschten Umfang gegeben ist. 
 
Aus diesem Grund begrüßt der dbb ausdrücklich die in § 45a Abs. 3 SGB XI vorge-
sehene Vereinfachung der Anerkennung von Angeboten zur Entlastung im Alltag.  
In eine ähnliche Richtung gehen auch die Verbesserungen bei der Nachbarschafts-
hilfe beziehungsweise der Einzelhelferinnen und -helfer. Der in Absatz 4 neu ge-
prägte Begriff der „personenbezogenen Einzelhelfenden“ soll die Anerkennung 
auch für Hilfspersonen ermöglichen, die bisher in keinem besonderen Nähever-
hältnis zur pflegebedürftigen Person standen. Ähnliche landesspezifische Rege-
lungen gibt es bereits seit der Corona-Pandemie. Der dbb begrüßt, dass nun mit 
der Neuregelung des § 45a Abs. 4 SGB XI eine bundeseinheitliche Regelung erfol-
gen soll. 
 
Verlautbarungen seitens des Bundesgesundheitsministeriums war in der Vergan-
genheit zu entnehmen, dass zur Stärkung der Versorgung in der eigenen Häuslich-
keit neben der ambulanten und der stationären Versorgung ein weiteres Unter-
stützungsinstrumentarium eingeführt werden soll. Mit Leistungen und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten, die zwischen der reinen ambulanten und stationären Versor-
gung angesiedelt sind, soll eine Versorgung in den eigenen vier Wänden auch bei 
stark zunehmender Pflegebedürftigkeit gewährleistet werden. 
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Der Grundgedanke ist aus Sicht des dbb richtig, denn nach wie vor wünscht sich 
der weit überwiegende Teil der pflegebedürftigen Menschen einen Verbleib in der 
eigenen Häuslichkeit. Auch aus finanziellen Aspekten und einem Mangel an stati-
onären Pflegeeinrichtungen - bedingt durch den Fachkräftemangel - ist eine Stär-
kung der ambulanten Versorgung geboten.  
 
Mit den vorgesehenen verbesserten Umwandlungsansprüchen der ambulanten 
Sachleistungsbeträge sowie des neu vorgesehenen Umwandlungsanspruchs des 
teilstationären Sachleistungsbetrages wird einem zunehmenden Pflegebedürfnis 
in den eigenen vier Wänden Rechnung getragen. 
 
 
Umwandlung des ambulanten Sachleistungsbetrages 
 
Im Rahmen des Umwandlungsanspruchs nach § 45f SGB XI können pflegebedürf-
tige Menschen derzeit einen Teil des ambulanten Sachleistungsbetrages gemäß 
§ 36 SGB XI in einen Kostenerstattungsanspruch zugunsten von Leistungen nach 
Landesrecht anerkannter Angebote zur Unterstützung im Alltag umwandeln. Der 
dbb begrüßt, dass der maximale Betrag, der monatlich umgewandelt werden 
kann, von bisher 40 Prozent auf künftig 50 Prozent des jeweiligen Höchstleistungs-
betrages nach § 36 SGB XI erhöht werden soll. Auch wenn diese Möglichkeit nach 
Einschätzung des dbb von eher untergeordneter Bedeutung ist, ist es dennoch ein 
Instrument, welches die Flexibilität bei der Gestaltung des individuellen Pflegeset-
tings erhöht. 
 
In diesem Zusammenhang begrüßt der dbb ausdrücklich auch den in Absatz 2 vor-
gesehenen Auskunftsanspruch gegenüber der Pflegeeinrichtung bzw. dem ambu-
lanten Pflegedienst über den Betrag der bisher gegenüber der Pflegekasse abge-
rechneten Leistungen. Dies erleichtert zum einen die Berechnung des noch mögli-
chen Umwandlungsanspruchs für den laufenden Kalendermonat, andererseits er-
höht es die Transparenz in der Leistungsabrechnung. Der dbb fordert seit Jahren 
eine digitale Patientenquittung bei Bezug ambulanter Sachleistungen. 
 
 
Umwandlung des teilstationären Sachleistungsbetrags 
 
In § 45g Abs. 1 SGB XI wird ein neuer Umwandlungsanspruch der teilstationären 
Sachleistung eingeführt. Leistungen der teilstationären Tages- und Nachtpflege 
gemäß § 41 SGB XI können demnach künftig in einen Kostenerstattungsanspruch 
für nach Landesrecht anerkannte Angebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne 
des § 45a Abs. 1 Satz 2 Nummer 1 SGB XI genutzt werden, sofern eine regelmäßige 
mehrstündige Betreuung in Gruppen angeboten wird. Der Umwandlungsbetrag 
darf hierbei 50 Prozent des gemäß Pflegegrad festgelegten Maximalbetrags nicht 
übersteigen. Besonders für Menschen mit eingeschränkter Alltagskompetenz, de-
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ren Versorgung durch berufstätige pflegende Angehörige erfolgt, kann der Um-
wandlungsanspruch eine wertvolle Hilfe zur Vereinbarkeit von Beruf und Pflege 
sein. Der dbb begrüßt besonders diese Umwandlungsmöglichkeit außerordentlich, 
denn die Inanspruchnahme gestaltet sich wesentlich niedrigschwelliger als die 
Unterbringung in einer teilstationären Tagespflegeeinrichtung.  
 
So sinnvoll und begrüßenswert die Weiterentwicklung bzw. Neueinführung der 
Umwandlungsansprüche auch sind, stellen sie doch nur einen ersten Schritt in der 
Entlastung pflegender Angehöriger dar. Der dbb hat als Mitglied im unabhängigen 
Beirat zur Vereinbarkeit von Pflege und Beruf gemeinsam mit weiteren Mitglie-
dern am Modell einer steuerfinanzierten Entgeltersatzleistungen für pflegende 
Angehörige gearbeitet. Das Konzept liegt dem Bundesfamilienministerium bereits 
seit längerem vor. Der dbb möchte nochmals mit Nachdruck betonen, dass das 
auch im Koalitionsvertrag vereinbarte Vorhaben ohne weitere Verzögerung einge-
führt werden muss, will man die Versorgung in den eigenen vier Wänden nachhal-
tig stärken und die Schultern der pflegenden Angehörigen zumindest teilweise 
entlasten. 
 
 
Förderung pflegerischer Versorgung in gemeinschaftlichen Wohnformen 
 
Sogenannte Pflegewohngruppen, also der Zusammenschluss mehrerer pflegebe-
dürftiger Menschen in einer gemeinschaftlichen Wohnform wird häufig von Poli-
tik und Öffentlichkeit als Idealbild gezeichnet.  
 
Die Realität sieht jedoch anders aus: Insbesondere ältere Menschen tun sich häufig 
schwer, gemeinsam mit ihnen möglicherweise völlig fremden Menschen eine 
Wohngemeinschaft so gründen. Der Charme einer solchen Wohngemeinschaft, 
nämlich das Poolen von individuellen Leistungen zu einem gemeinsamen Gesamt-
paket, erschließt sich dem Einzelnen nicht zwingend. Insofern bestehen hohe Hür-
den sich einer entsprechenden Wunschgruppe anzuschließen oder eine ebensol-
che zu gründen. Hieran ändern weder der bereits bestehende Gründungszuschuss 
noch der Wohngruppenzuschlag oder die neu vorgesehene Pauschale zur Sicher-
stellung einer selbstbestimmten Pflege etwas. 
 
Ganz im Gegenteil: Die in § 45j SGB XI aufgeführten, teils von den ambulanten 
Leistungen abweichenden Beträge und Leistungen erfordern eine hohe Beratungs-
qualität und ein gewisses Grundverständnis des Leistungsspektrums. Aufgrund 
der zu erwartenden geringen Zahl an Wohngemeinschaften regt der dbb an, das 
System möglichst einfach zu gestalten, indem man etwa neben dem Wohngrup-
penzuschlag und der Pauschale zur Sicherstellung einer selbstbestimmten Pflege 
sämtliche ambulanten Leistungen verfügbar macht, um so einen tatsächlichen An-
reiz zur Gründung einer entsprechenden Wohngruppe und zum Poolen der Leis-
tungen zu schaffen. 
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Fazit: 
 
Der vorliegende Entwurf enthält eine Vielzahl zum Teil kleinteiliger Regelung. Der 
dbb begrüßt zwar die mit den Einzelregelungen beabsichtigte Intention, den Pfle-
geberuf durch eine Aufwertung des Berufsbildes zu stärken. Dennoch bleibt fest-
zuhalten, dass entsprechende Anpassungen etwa der Vorbehaltstätigkeiten in der 
Praxis schwer umsetzbar sein werden, ohne zusätzliche bürokratische Lasten für 
das Personal zu schaffen. Dies gilt in besonderem Maße für die Delegation „von 
oben“ sowie diejenige „nach unten“. Die mit einer möglichen Übernahme zusätz-
licher, teils ärztlicher Tätigkeiten verbundene zusätzliche Arbeitsbelastung 
müsste, wenn überhaupt darstellbar, auch tariflich abgebildet werden. Hier dürfte 
es zu Abgrenzungsschwierigkeiten kommen. 
 
Auch die Stärkung der häuslichen Pflege ist ein wichtiges Element des Entwurfes. 
Als tragende Säule der Pflegeversicherung müssen besonders die pflegenden An-
gehörigen stärker in den Fokus genommen werden. Die im Entwurf vorgesehenen 
Umwidmungsmöglichkeiten der ambulanten sowie der teilstationären Sachleis-
tungen sind begrüßenswert, denn sie schaffen Entlastung und ein höheres Maß an 
Flexibilität. Dennoch sind die vorgesehenen Maßnahmen nicht ausreichend und 
der Weg zur Stärkung der Pflege in der eigenen Häuslichkeit muss konsequent wei-
ter beschritten werden. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf eine Entgeltersatz-
leistung für pflegende Angehörige, um die Vereinbarkeit von Pflege Familie und 
Beruf zu verbessern. 
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